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§ 290 BAO 25. Antrag auf
Vorabentscheidung

 BAO - Bundesabgabenordnung

 Berücksichtigter Stand der Gesetzgebung: 11.01.2026

1. (1)Ein Beschluss des Verwaltungsgerichtes, dem Gerichtshof der Europäischen Union eine Frage zur

Vorabentscheidung nach Art. 267 des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) vorzulegen,

ist den Parteien zuzustellen.

2. (2)Nach Vorlage (Abs. 1) dürfen bis zum Einlangen der Vorabentscheidung nur solche Amtshandlungen

vorgenommen werden, die durch die Vorabentscheidung nicht beeinflusst werden können oder die die Frage

nicht abschließend regeln und keinen Aufschub gestatten.

3. (3)Erachtet das Verwaltungsgericht die noch nicht ergangene Vorabentscheidung für ihre Entscheidung in der

Sache nicht mehr für erforderlich, so hat sie ihren Antrag unverzüglich zurückzuziehen. Hievon sind die Parteien

in Kenntnis zu setzen.

In Kraft seit 01.01.2014 bis 31.12.9999
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